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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-1109/09
von Agnes Schierhuber (PPE-DE)
an die Kommission

Betrifft: Landwirtschaftlicher Betrieb mit grenzüberschreitender Fläche

1. Wie ist eine zusammenhängende Fläche eines im Grenzgebiet angesiedelten 
landwirtschaftlichen Betriebs (Österreich und Slowenien), welche sich zu einem Drittel im 
Nachbarmitgliedstaat Slowenien und zu zwei Dritteln in Österreich befindet, bei der 
Berechnung der Höhe landwirtschaftlicher Förderungen bzw. Ausgleichszahlungen zu 
berücksichtigen, vor allem, wenn eindeutig ist, dass sich der gesamte Lebensmittelpunkt 
(Hofstelle, Maschinen und Geräte) in Österreich befindet? 

2. Kann die Republik Österreich verpflichtet werden, 
a) die Höhe der landwirtschaftlichen Förderungen unter Berücksichtigung der gesamten 

Fläche dieses Betriebs zu berechnen oder
b) ist dieselbe aufgrund von Art. 2 Buchstabe b der Verordnung Nr. 1782/20031 

(„Betrieb“ = die Gesamtheit der vom Betriebsinhaber verwalteten 
Produktionseinheiten, die sich im Gebiet eines Mitgliedstaates befinden)
tatsächlich verpflichtet, gemäß oben zitierter Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des 
Rates ausschließlich die Flächen i zu berücksichtigen?

3. Insofern Letzteres (Frage 2b) der Fall ist, kann die Republik Österreich bei der Berechnung 
anderweitiger Beitragszahlungen und Abgaben, wie
a) Sozialversicherungsbeitrag der Bauern (seit Dezember 2006 werden Beiträge für 

Auslandsflächen erhoben),
b) Kontrollgebühren für die Kontrolle des Bioanbaus,
c) Abgaben an die AMA (Agrarmarkt Austria) zur Vermarktung landwirtschaftlicher 

Produkte, 
diese Berechnung aufgrund der gesamten Fläche durchführen?

4. Gibt es letztlich eine Möglichkeit, diesen Betrieb, so wie dieser auch bewirtschaftet wird, als 
Einheit auszuweisen und dementsprechend auch Förderungen bzw. Ausgleichszahlungen für 
die gesamte Fläche zu beziehen?
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